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/ H a M M U t k a t i s h a l i  m U  o c U c n  I C a s s m

Ein kritisdies Gesprädi über den Haushaltsvoransdilag für 1956/57

Vom S ta n d p u n k t der H aushalttheorie:

Das Budget im modernen Staat

W ir haben uns daran gewöhnt, 
daß mit der Entwicklung zum 

modernen Sozialstaat der Staats
haushalt sowohl absolut wie rela
tiv  zum Sozialprodukt Dimensionen 
annimmt, die noch vor 30 Jahren  
unvorstellbar gewesen wären. Da
bei nehmen die festen Ausgabe
posten einen soldi großen Teil des 
Gesamtbudgets ein, daß es sich 
kaum noch lohnt, über Etateinspa
rungen zu streiten. Die Höhe des 
Etats ist es deshalb auch nicht, was 
die Gemüter erregt. Die grundsätz
liche Auseinandersetzung über den 
nächstjährigen Voranschlag kon
zentriert sich vielmehr auf die 
Frage, ob die weitere Einnahme
entwicklung der öffentlichen Hand 
weit über den Deckungsbedarf hin
ausgehen wird und damit eine 
Reservenbildung gefördert wird, 
die die Tendenzen zur Ausgaben
erhöhung in sich trägt.

Die Tendenz zur Reservenbildung 
wird besonders offensichtlich durch 
die hohe Kassenhaltung der öffent
lichen Hand, wobei allerdings zu
gegeben werden muß, daß darin 
Blockierungsbeträge enthalten sind, 
die nicht als echte Reserven 
angesprochen werden können. 
W enn es als ein verpflichtender 
Grundsatz der Finanzpolitik ange
sehen werden soll, daß die öffent
liche Hand am Rande des Defizits 
um die Deckung ihres Ausgaben
bedarfs ringen muß, so muß man 
zweifellos den Forderungen recht 
geben, die auf eine erhebliche Sen
kung der Steuern abzielen. Aber 
in unserer konjunkturpolitisctien 
Phase ist diese Frage nicht so ganz

leicht zu lösen. Die verantw ort
lichen Stellen der Finanzpolitik 
streiten es allerdings ab, daß ihre 
Etatgebarung von konjunkturpoli
tischen Überlegungen abhängig ge
wesen sei. Aber es dürfte jedem  
Finanzwissenschaftler k lar sein, 
daß sich bei dem Entscheid über so 
w eittragende Maßnahmen auch die 
konjunktur- und währungspoliti
schen Erwägungen nicht ausschal
ten lassen. Zweifellos liegt die 
große Gefahr von überraschenden 
Steuersenkungen in einer damit 
verbundenen Ausweitung des Kon
sums. Die M illiardenbeträge der 
Kassenhaltung und der stillen Re
serven dürften einen recht bedenk
lichen Druck auf unsere konjunk
turelle Situation ausüben. Diese 
Gefahr w äre sicher geringer, wenn 
man damit rechnen könnte, daß die 
zur privaten Nutzung freigege
benen Mittel über den W eg des 
Sparens zu einer echten Kapitalbil
dung und damit zur Verstärkung 
des Kapitalmarktes verw endet w ür
den. W ir wissen auch, daß sich 
unser soziales Gewissen eigentlich 
zu einer fühlbaren Erhöhung der 
öffentlichen Sozialleistungen ver
pflichtet fühlen müßte. Und es wird 
den um ihr Existenzminimum rin
genden Rentenempfängern nicht 
ganz leicht verständlich zu machen 
sein, daß ihre Wünsche bei der 
offensiditlichen Liquidität des Staa
tes unerfüllt bleiben. Aber bei der 
Erhöhung der Sozialrenten und 
öffentlichen Unterstützungen muß 
natürlich damit gerechnet werden, 
daß die Ausschüttungen voll in den 
Konsumsektor einlaufen. Trotzdem

sollte man dabei nicht gar so ängst
lich sein, denn es werden von die
ser Konsumsteigerung im allge
meinen nur die Sektoren des Grund
bedarfs betroffen, die konjunk
turell weniger gefährdet sind.

Es ist gar nicht von der Hand zu 
weisen, daß die Zurückhaltung in 
der Steuersenkung bei fortschrei
tender Reservenbildung einem
Zwangssparen nicht ganz unähnlich 
ist, obwohl dieser Begriff im W ör
terbuch unserer W irtschaftsauffas“- 
sung verpönt ist. Die Angriffe, die 
in dieser Richtung auf die gegen
wärtige Finanzpolitik gemacht wer
den, sollten nicht zu leicht genom
men werden. In der übersteigerten 
Einnahmenwirtschaft der öffent
lichen Hand liegt zweifellos die 
Gefahr, daß der Staat zu einer w irt
schaftlichen und finanziellen Macht
position gelangt, die das Prinzip 
der freien M arktwirtschaft gefähr
den kann. Es ist jedenfalls notwen
dig, daß man sich ernste Rechen
schaft über die gegenwärtige W irt
schafts- und Finanzlage ablegt, und 
man darf die aufgeworfenen Be
denken nicht damit bagatellisieren, 
daß man den gegenwärtigen Zu
stand als eine einmalige Zufalls
erscheinung erklärt.

Es w ird allerdings für die veran t
wortlichen Leiter der Finanzpolitik 
nicht leicht sein, aus diesem 
Dilemma herauszufinden. Die Ge
schichte der Finanzpolitik hat 
immer gezeigt, daß es schwer ist, 
aufgegebene Steuern oder ge
senkte Tarifsätze im Bedarfsfall 
w ieder einzuführen oder anzuzie
hen. Denn die Einjahresperiode, 
die für die-Aufstellung des Staats
haushalts üblich ist, stellt im W irt
schaftsgeschehen nur einen sehr

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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kurzen Zeitabschnitt dar und behin
dert eine langfristig stabile Finanz
politik. So zeigt sich beispielsweise, 
daß die Unsicherheit über den Zeit
punkt, wann die Verteidigungsaus
gaben fällig werden, dazu gezwun
gen hat, durch hohe Kassenhaltung 
wenigstens auf diesem Gebiet einen 
verscileierten  M ehrjahresplan ein
zuführen.

Diese Entwicklung mag den Ge
dankengang naheiegen, ob das Ein- 
jahres-Budget überhaupt noch den 
vielfältigen Haushaltsansprüchen 
im modernen Sozialstaat genügt. 
Es fragt sich, ob sich nicht ein Aus
weg aus dem gegenwärtigen Di
lemma dadurch finden lieiJe, daß 
man das Staatsbudget konsequent 
in  einen Einjahresplan, der die 
Verwaltungsausgaben und die So
ziallasten umfaßt, und in einen 
Mehr jahresplan aufspaltet, in den 
alle investitionsähnlichen Aufgaben

einbezogen werden. Damit würde 
man zeitweilige Überschüsse zweck
gebunden für längere F rist fest
legen können, ohne sich dem Odium 
eines Zwangssparens auszusetzen, 
und man könnte die Ausgaben
gestaltung für alle größeren öffent
lichen Vorhaben bewußt konjunk
turpolitisch gestalten. W ahrschein
lich wird eine derartige Zweitei
lung des Haushaltes dem grund
legend gewandelten Charakter des 
Staatsbudgets besser entsprechen 
als die gegenwärtige Form.

Unabhängig von dieser Über
legung wird man es aber nicht ver
meiden können, die Steuersenkun
gen über das bisher vorgesehene 
bescheidene Maß zu erw eitern und 
wirtschaftlich tragbare Erhöhungen 
der Sozialleistungen vorzunehmen. 
Finanzpolitik soll zwar unpopulär 
sein, braucht aber kein inhumanes 
Prinzip zu verfolgen. (h)

Vom S ta n d p u n k t der K red itpo litik:

Hinter dem Schleier der Maja

Q ie  nicht verbrauchten Etatmittel 
bei den öffentlichen Körperschaften 
nehmen immer noch zu, und die 
Kritik zu diesem Thema will nicht 
verstummen. Die Steuerzahler lei
ten selbstverständlich aus dieser 
Entwicklung die Forderung ab, den 
Drude der S teuersdiraube endlich 
zu lockern. Aber auch die Sozial
politiker erheben Ansprüche, und 
ein angesehener G elehrter auf dem 
Gebiet der Finanzwissenschaft hat 
aus einer anderen Blickrichtung 
unlängst darauf hingewiesen, daß 
Reserven die öffentlichen Institu
tionen nur veranlassen, zu groß
zügig mit den ihnen anvertrauten 
Steuergeldern umzugehen. Von 
noch anderer Seite ist sogar der 
Vorschlag gemacht worden, die an
gesammelten öffentlichen M ittel 
zur Tilgung unserer Auslandschul
den zu benutzen.

Bei dem derzeitigen Steuerdruck 
wird kaum jem and die Forderung 
der Steuerzahler unberechtigt nen
nen können, und auch der Einwand 
hinsichtlich einer sparsamen Ver
wendung der Eingänge muß beach
te t werden. Aber man sollte ge
rade dabei auch die Kehrseite nicht 
ganz übersehen. Die H aushalte der 
öffentlichen Körperschaften dürfen

sich auf der Einnahmeseite nicht 
immer nur innerhalb der Grenzen 
der wirklich notwendigen Ausga
ben bewegen, was vor allem auch 
schon für die Voranschläge gelten 
muß. Den wirtschaftlichen Ablauf 
in der Zukunft kann keiner in sei
ner vollen Auswirkung auf die 
Steuereingänge abschätzen, aber 
der ganze Staatsapparat gerät in 
Gefahr, wenn die Kassenmittel 
nicht mehr ausreichen, um ihn zu 
finanzieren. Ich denke dabei an den 
Notschrei eines Reichsfinanzmini
sters in den Krisenjahren um 1930 
an die ihm unterstellten Behörden, 
alle Kräfte einzusetzen, um die Ein
nahmen wenigstens für den drin
gendsten öffentlichen Finanzbedarf 
zu sichern, weil sonst eine Kata
strophe unvermeidlich sei. Sicher 
w aren die wirtschaftlichen Kausal
zusammenhänge damals andere als 
heute, aber die Gefahr, die mit 
einem zu großen Lavieren zwischen 
den Eingängen und den Ausgaben 
wenn auch nur latent verbunden 
ist, kann heute kaum geringer sein.

In bestimmten Grenzen wird man 
daher auch der Thesaurierung von 
liquiden M itteln bei den öffent
lichen Körperschaften zustimmen 
müssen, und man sollte es dem

Bundesfinanzminister ersparen, daß 
er sich in der Sache selbst immer 
w ieder m it etwaigen Ansprüdxen 
der Besatzungsbehörden entschul
digen muß.

Den Sozialpolitikern ab°r möchte 
man sagen, daß es gefährlich ist, 
wenn sie immer wieder fordern, 
ihre Ansprüche zunächst einmal 
aus den aufgesparten M itteln ab
zudecken. Soziale Verbesserungen 
aus öffentlichen Haushaltm itteln 
müssen langfristig eingeworben 
werden, weil das, was h ier erst 
einmal zugestanden worden ist, 
dauernd bereitgestellt werden muß, 
auch dann, wenn die sogenannten 
Kassenreserven aufgebraucht sind.

Der Vorschlag aber, aus den freien 
Kassenmitteln die Auslandschulden 
zu tilgen, greift so weit in die Mög
lichkeiten aus unserem  Außen
handel und die damit verbundene 
Verwendung der Devisen ein, daß 
gegen ihn ernste Bedenken er
hoben w erden müssen. Man wird 
dieses Postulat bei der augenblick
lichen bilateralen Verkrampfung im 
Außenhandel kaum allein von der 
Geldseite ansprechen können.

Auf der Linie all dieser Erörte
rungen wird es sich also mehr oder 
weniger darum handeln, die Gren
zen für eine berechtigte Ansamm
lung von Reserven bei den öffent
lichen Körperschaften aufzuzeigen. 
Daraus möchte man vielleicht zu
nächst einmal die Forderung ablei
ten, daß diese Institutionen dazu 
übergehen sollten, künftig Rech
nungen vorzulegen, die auch den 
Nachweis im einzelnen über die in 
den V orjahren nicht verbrauchten 
Einnahmen erbringen: also in ihre 
kameralistischen Rechnungen auch 
M ethoden der sogenannten kauf
männischen Buchführung einbauen; 
denn zuletzt besteht- doch die Auf
gabe der kaufmännischen Bilanz 
allein darin, die während des ab
gelaufenen Geschäftsjahres noch 
nicht ausgeglichenen Posten inner
halb der Einnahme- und Ausgabe
rechnung mit einer auf den Sinn 
der Unternehmung ausgerichteten 
Modifikation vorzutragen.

Doch das ist bei der heutigen 
Situation nur die eine Seite des 
Problems. So einfach, wie es die 
Kritik bisher aufgegriffen hat, ist 
es nicht. W ir müssen dieses Pro
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blem noch, aus einer viel weiteren 
Konzeption anspredien, um es in 
seinem vollen Umfang zu erken
nen. Die bei den öffentlichen Kör
perschaften angesammelten Mittel 
haben sich näm lidi zu Größenver
hältnissen ausgeweitet, die wir 
nicht genau kennen, aber nach ver
tretbaren  Schätzungen astronomi
schen Zahlen sich nähern können. 
Man darf bei der Beurteilung der 
derzeitigen Ansammlung der freien 
Kassenmittel nicht allein an die 
fünf M illiarden beim Bund denken, 
sondern muß ihnen die bedeuten
den K assenreserven bei den ande
ren öffentlichen Körperschaften, bei 
den Ländern, den Gemeinden usw., 
zuredinen; es kann verm utet wer
den, daß insgesam t die hier gestau
ten M ittel ein Vielfaches der 
Summe beim Bund betragen. Das 
überschreitet aber weit die Grenze, 
die für eine Ansammlung von 
freien M itteln bei den öffentlichen 
Körperschaften wird zugestanden 
werden können. Diese Übersteige
rung muß zwangsläufig deflationi
stische Auswirkungen haben, und 
wenn wir solche bis heute noch 
nicht beobachten konnten, so liegt 
dahinter die allem anderen über
geordnete ernste Frage, ob eine 
wirtschaftlich kaum noch vertret
bare Kreditgewährung durch die 
Notenbank mit ihren Möglichkei
ten der Vorfinanzierung ein Aus
maß angenommen hat, dessen Aus
wirkung nur durch die Guthaben 
aus den bedeutenden nicht ausge
nutzten M itteln der öffentlichen 
Körperschaften bei dieser Bank ab
gefangen wird; ja, ob nidit dieses 
Ausmaß noch größer sein muß als 
die dort hinterlegten Mittel, weil 
die Preise eher zum Steigen als 
zum Absinken tendieren.

W enn das aber der Fall sein 
sollte, dann sind die gehorteten 
Etatmittel auch keine Reserven 
mehr für die öffentlidien Haus
halte. W erden sie eingesetzt, so

müssen sie die Tendenz zu Preis
steigerungen noch vergrößern, was 
wirtschaftlich schwerwiegende Fol
gen auslösen wird. Die S taatshaus
halte können sich daher auch schon 
weitgehend wieder in einem Zu
stand befinden, der ein vorsichtiges 
M anövrieren mit den Eingängen 
nahelegt, wenn die V erantwort
lichen hier die nötige Einsicht und 
auch das richtige Verantwortungs
gefühl haben.

Aber alles das liegt in seiner 
Realität für die meisten von uns 
hinter dem Schleier der Maja, weil 
nur ganz wenigen die Vorgänge 
selbst so bekannt sind, um sie in 
ihrer vollen Auswirkung absdiät- 
zen zu können. Es ist durchaus 
möglich, daß meine H ypothese hier 
übertreibt. Ich bin aber der Mei
nung, daß die Gefahr, die mit ihr 
ausgedrückt wird, nicht ganz ge
leugnet werden kann.

Der neuralgische Punkt scheint 
mir im Augenblick bei den Kredit
ausweitungen im Verlauf der soge
nannten Konjunktur zu liegen. Sie 
dürften doch zu einem w esent
lichen Teil nicht aus dem echten 
Kapitalmarkt, sondern zuletzt aus 
M itteln der Notenbank gedeckt 
worden sein, und sie können vor

allem daher von dem Problem der 
bei dieser Bank hinterlegten Re
serven der öffentlichen Körper
schaften nicht getrennt werden. 
Man kann den Eindruck nicht ganz 
verlieren, daß wiederum der ta t
sächliche und in den freien Etat
m itteln bislang noch gebundene 
Geldumlauf weit über das ange
wachsen ist, was sich dem W aren
umlauf anpaßt, den die Notenbank 
aus ihrer Aufgabe noch vorfinan
zieren durfte: daß in größerem Um
fange W arenwechsel durch lang
fristige Investitionen eingefroren 
sind. W enn diese rein kausale Ver
sion zutreffen sollte, so darf man 
auch eine solche Entwicklung nicht 
tragischer nehmen, als sie ist. Man 
muß aber dann audi die Maßnah
men veranlassen, die geeignet sind, 
die eingetretene Verkrampfung all
mählich zu lösen. Dazu reichen je 
doch Mittel wie das Jedermann- 
Programm, Zollermäßigungen oder 
Appelle an die Unternehmer kaum 
aus. Alles Laborieren an den Prei
sen an sich geht dann an dem Kern
problem vorbei. Aber auch mit 
rücksichtslosen Kreditrestriktionen 
kann das Rad nicht zurückgedreht 
werden; jeder Heilungsprozeß muß 
seine Zeit haben. (Kö.)

Vom S ta n d p u n k t der SteueTpolitik:

Wie sieht der Steuerzahler die Dinge?

J^assenüberschüsse sind nicht iden
tisch mit echten Überschüssen, 
wenn sie aber gewisse Größenord
nungen annehmen, ist mit Sicher
heit auf darin stecäcende wirkliche 
Reserven von bedeutendem Um
fang zu sdiließen.

Haushaltpläne mit getarnten 
Überschüssen beherrschen heute 
das Feld. Sie sind nichts anderes 
als eine bedenkliche Fehlleitung 
der öffentlichen Finanzwirtschaft. 
Überschüsse, die schon beim Bund 
in die Milliarden gehen, sind

Steuergelder, die weit über den 
notwendigen öffentlichen Bedarf 
erhoben worden sind. Sobald sich 
beim Vollzug des Haushaltplans 
Überschüsse von so groteskem Um
fang herausstellen, hat der Staat 
die Pflicht, durch entsprechende 
Steuersenkungen den Staatsbürgern 
die zu weitgehend entzogene Kauf
kraft w ieder zurückzuerstatten. 
Steuern sind Zwangsabgaben, die 
nur zur Deckung notwendigen 
öffentlichen Bedarfs erhoben wer
den dürfen.

VEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE HA M B U RG E R  GI ROB ANK
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21 F I L I A L E N  Ü N D  Z W E I G S T E L L E N  I N  GR OS S • H AM B ü R G , C Ü X H A V E N  Ü N D  K I E L

1955/XII 671



Die Verweigerung einer Rück
gabe von M illiarden zuviel erho
bener Steuergelder ist ein schweres 
Unrecht. Mühsam erarbeitete Ein
kommensteile, die in W irtsdiafts- 
betrieben und Einzelhaushalten feh
len, werden stillgelegt, sterilisiert 
und aus dem wirtsdiaftlidien Kreis
lauf ausgesdiieden, wo sie allein 
fruchtbare Arbeit hätten leisten 
können. Die deutsdie Steuerpolitik 
der letzten Jahre entspringt einem 
verhängnisvoll irregeleiteten fi- 
nanzwirtsciiaftlidien Denken. Trotz 
der vorhandenen M illiarden an 
überflüssigen Reserven werden die 
überhöhten Steuern immer w eiter 
eingezogen, so daß die editen 
übersdiüsse unaufhörlich und in 
immer schnellerem Tempo anstei
gen. Sachverständige haben ge- 
sdiätzt, daß, wenn die Dinge so 
weitergehen, w ir im Jahr 1958 mit 
Reserven der öffentlichen Hand im 
Betrage von 20 Mrd. DM werden 
rechnen können.

Sparsamkeit im editen Sinne 
wurzelt in einer stolzen und vor
nehmen Tradition, die von einem 
gut erzogenen Berufsbeamtentum 
in sorgfältiger W eise gepflegt wor
den war. Diese vornehmste Tugend 
ist weitgehend verloren gegangen, 
übervolle Kassen verleiten gerade
zu zur Unsparsamkeit, zur Lodie- 
rung der Grundsätze strenger W irt
schaftlichkeit in der Verwendung 
öffentlicher Mittel und zu einer 
stellenweise geradezu planlosen 
Verschwendung. So werden bei
spielsweise ständig neue und zu
sätzliche Posten in die öffentlichen 
Haushalte eingebaut, die in der Zu
kunft fortw irken und — w ie z. B. 
Personalausgaben — den zukünf
tigen Haushalt auf Jahrzehnte hin
aus belasten. Es ist bekannt, daß 
Ausgabeposten, die einmal im 
Haushalt stehen, ein starkes Behar
rungsvermögen aufweisen. Der 
W iderstand gegenüber allen For
derungen nadi einer angemessenen 
Steuersenkung gibt aber der Neu- 
sdiaffung solcher in die ferne Zu
kunft w irkender Posten immer 
neuen Auftrieb.

Die deutsche Finanzwirtsdiaft 
steht vor ernsten Problemen, und 
die Steuerpolitik hat ihre Bewäh
rungsprobe erst zu bestehen. Zwei 
Begründungen für die Verweige

rung einer angemessenen Steuer
senkung werden hauptsächlich gel
tend gemadit: Einmal glaubt man, 
in  der Zeit einer aufsteigenden 
Konjunktur einen Milliarden-Fonds 
sammeln zu müssen, um bei einer 
auf uns zukommenden großen W irt
schaftskrise durdi die Vergebung 
von M assenaufträgen an die W irt
sdiaft eine solche Krisis weitgehend 
abfangen zu können. Das zweite 
Argument geht dahin, einen Block 
von Reserven aus Steuergeldern zu 
bilden, der von etwa 1958 ab mas
siert zum Einsatz gelangen solle, 
um das bis dahin zu erw artende 
Maß von Rüstung zu finanzieren.

Beide Argumente gehen fehl. 
Eine sdiw ere W irtsdiaftskrise mit 
einem derartigen Fonds auffangen 
zu wollen, ist eine Utopie, wie wir 
aus der Erfahrung mit der W elt
wirtschaftskrise wissen. In einer 
solchen Situation w ird die öffent
liche W irtschaft die größte Mühe 
haben, sidi selbst existent zu er
halten. Das zweite Argum ent kann 
nur angedeutet werden: jede Auf
rüstung kann nur in dem Umfang 
finanziert werden, wie bei äußer
ster Inanspruchnahme der Steuer
kraft Mittel zur Verfügung stehen. 
Jede Finanzierung der Aufrüstung 
muß ihre Schranke finden in der 
U nantastbarkeit der W ährung und 
der Aufrechterhaltung eines men- 
sdienwürdigen Lebensstandards des 
Volkes.

Inzwisdien sdireiten wir auf un
sichtbaren W egen der Entwicklung 
zum Staatskapitalismus näher: 
schon heute verfügt der Bund, 
namentlich als Erbe des preußischen

Staates, über ein viele Milliarden 
umfassendes Industrievermögen, 
dessen Privatisierung anscheinend 
völlig in Stillstand geraten ist. In 
die W ohnungswirtsdiaft werden 
jährlich M illiarden an öffentlidien 
M itteln hineingepumpt, und die Bil
dung von offenen und stillen Re
serven in so großem Umfang 
sichert der öffentlichen Hand eine 
nicht unbedenkliche w irtsdiaftlidie 
Machtstellung.

Angesidits der beängstigend ho
hen Reserven der öffentlidien Hand 
ist der Vorschlag gemacht worden, 
den Staatshaushalt in einen einjäh
rigen und einen m ehrjährigen Teil 
zu zerlegen, um mit Hilfe der be
trächtlichen Reserven den Einsatz 
öffentlicher M ittel nadi konjunktur
politischen Erfordernissen über län
gere Zeiträume hinweg zu steuern. 
Dieser Vorschlag erscheint wenig 
glüdslich. Ein soldier Umbau des 
Haushaltplanes ist technisch sehr 
schwierig: schon die Trennung der 
konjunkturempfindlichen von den 
übrigen Ausgaben ist eine proble
matische Angelegenheit. Das für 
den Fiskus für die Zeit des Über
gangs entstehende Risiko wäre 
recht erheblich, und schon nach kur
zer Zeit würden voraussichtlich 
außerordentliche Verschiebungen 
zwisdien den Posten und Ausgabe
gruppen der beiden Teile des Haus
haltplanes erforderlich werden. 
Ganz besonders aber spricht die 
Tatsadie dagegen, daß dadurdi 
einer der obersten Grundsätze der 
modernen Haushaltgestaltung, Ein
heit und Geschlossenheit des Etats, 
preisgegeben werden müßte. (Br.)

Vom S ta n d p u n k t der B anktechn ik:

Die volkswirtsdiaftlidie und währungspolitische Bedeutung 
der öffentlichen Einlagen

J ) ie  Art, in der die Diskussion 
über die öffentlichen Guthaben ge
führt wird, erweckt mitunter den 
Eindruck, daß, wie in vielen ande
ren Fällen, in denen der W irt- 
sdiaftsablauf Störungen zeigt, zu
nädist einmal die Sünder im öffent- 
lidien Bereich gesucht werden. 
Man könnte fast meinen, daß die 
öffentliciie Hand grundsätzlidi an 
allem schuld sei. So wird zum Bei
spiel dem Staat in Zeiten der De

pression und wirtschaftlichen Flaute 
regelmäßig vorgeworfen, er inve
stiere zu wenig und die von ihm 
der W irtschaft zur Verfügung ge
stellten Mittel reichten bei weitem 
nicht aus. A ndererseits wird in Zei
ten der Hochkonjunktur um gekehrt 
argumentiert: der Staat investiere 
zu viel, und seine Kredithilfen, die 
den Charakter von Subventionen 
trügen, beeinträchtigten den W ett
bewerb. H ierbei w ird aber unter
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anderem  übersehen, daß die zahl
reichen Stellen, die insgesamt die 
öffentliche Hand repräsentieren, 
nicht sehr schnell auf die Wechsel
fälle des W irtschaftsablaufs reagie
ren können, sofern die demokra
tischen Spielregeln eingehalten 
werden sollen. Hinzu kommt die 
w eitverbreitete Auffassung, daß in 
allen Fällen von Spannungen und 
Störungen hauptsächlich nur die 
öffentliche Hand, bei der man offen
bar den geringsten W iderstand vor- 
aüssetzt, ihr V erhalten ändern 
müsse. Das entscheidende Kriterium 
sollte aber nicht das äußere M erk
mal, öffentlicher oder privater Be
reich, sein, sondern nur der Maß
stab, was der Gesamtwirtschaft am 
meisten diene. W enn also zum Bei
spiel eine staatliche Investition 
volkswirtschaftlich erforderlich ist, 
sollte ihr auch stets der Vorrang 
vor einer weniger wichtigen pri
vaten Investition zuerkannt w er- . 
den. Daher kann auch nicht jedes 
Guthaben, das von einer öffent
lichen Stelle gehalten wird, schon 
im Grundsatz als entbehrlich ange
sehen werden. Auch hier sollte je 
weils im öffentlichen wie im priva
ten Bereich nach dem Einzelfall ge
urteilt und entschieden werden.

Das Problem der öffentlichen Ein
lagen ist komplexer, als häufig an
genommen wird. So wird nicht be
achtet, daß ein beträchtlicher Teil 
der öffentlichen Guthaben, der die 
Rücklagen für die Durchführung ge
w isser Aufgaben und für die Ab
deckung gewisser Verpflichtungen 
umfaßt, nicht mehr frei verfügbar 
ist und daher auch nicht als „Re
serve" angesehen werden kann. 
W eiter sollte auch nicht vergessen 
werden, daß sich auch mit dem A n
wachsen der Aufgaben der öffent

lichen Hand und mit dem — wenn 
auch unerwünschten — Wachstum 
des Haushaltsvolumens die Kassen
haltung erhöhen muß, ein Punkt, 
der bisweilen übersehen wird, vor 
allem dann, wenn Vergleiche mit 
der Vorkriegszeit gezogen werden.

In letzter Zeit w erden häufig 
öffentliche Guthaben als Fonds be
zeichnet. Dies ist aber unzutreffend; 
denn diese Gelder sind mehr oder 
weniger zwangsläufig angefallen, 
meistens deshalb, weil die Einnah
men über die Vorschätzungen hin
ausgehen. Insoweit liegt daher 
keine echte Fondsbildung vor. 
Andererseits ist es erforderlich, für 
bestimmte Zwecke Rücklagen zu 
bilden, die aber allgemein nicht als 
Fonds in dem gebrauchten Sinne 
bezeichnet werden können.

In diesem Zusammenhang wird 
sogar von Krisenfonds gesprochen. 
H ierbei wird offenbar nicht berück
sichtigt, daß diese hohen Guthaben 
keineswegs in der Absicht gebildet 
worden sind, Mittel zur Bekämp
fung etwaiger Krisen zu horten. 
Daher kann auch nicht die sonst als 
unerwünscht bezeidm ete Ansamm
lung öffentlicher Guthaben als 
„Fondswirtschaft" gelten.

W enn nunmehr auch von öffent
licher Seite davon gesprochen wird, 
daß die stillgelegten öffentlichen 
Gelder gegenwärtig zur Dämpfung 
der Konjunktur beitrügen und spä
ter, falls die wirtschaftlichen Kräfte 
einmal erlahmen sollten, dazu ein
gesetzt werden könnten, Krisen
erscheinungen zu bekämpfen, so ist 
dies eine Begründung, die erst jetzt 
als Folge einer unvorhergesehenen 
Entwicklung gegeben wird. Die 
Kassenüberschüsse sind nicht aus 
der Absicht heraus angelegt wor
den, Konjunkturpolitik zu betrei

ben. Man sollte hier zwischen dem 
ursprünglichen Sachverhalt und der 
nachträglichen Begründung streng 
unterscheiden und daher dem Argu
ment der möglichen Konjunktur
beeinflussung kein entscheidendes 
Gewicht beimessen.

Ob die Bildung von Fonds in je 
dem Fall eine konjunkturpolitisch 
orientierte Kreditpolitik verhindert 
oder nicht, läßt sich keineswegs 
mit Sicherheit sagen. Abgesehen 
davon, daß zur Beurteilung dieser 
Frage bisher keine hinreichenden 
Erfahrungen vorliegen, wird es 
immer auf die jeweilige Lage an
kommen. Es sei hierbei darauf hin
gewiesen, daß die Barik deutscher 
Länder mehrfach gefordert hat, die 
öffentlichen Einlagen sollten, da
mit das Kreditpotential eingeengt 
werde, im Zentralbanksystem  still
gelegt werden. Das heißt aber doch, 
daß, falls es in der gegenwärtigen 
W irtschaftsphase nicht zur An
sammlung von öffentlichen Gut
haben im Zentralbanksystem  ge
kommen wäre, die für die W äh
rungspolitik verantwortlichen Stel
len zur Beschränkung des Kredit
spielraumes wahrscheinlich andere 
Mittel eingesetzt hätten. Das 
gleiche Ergebnis hätte, sofern es 
nicht zu einer Erhöhung der Im
porte und damit zu einer Geldver
nichtung (durch Ankauf von Im
portdevisen) gekommen wäre, er
reicht werden können, wenn bei
spielsweise die M indestreserve
sätze noch stärker heraufgesetzt 
worden wären.

Eine ganz andere Frage als die 
W irkungsweise der „Fonds" ist die, 
ob es überhaupt wünschenswert 
oder zweckmäßig ist, so hohe Kas
senüberschüsse anzusammeln und 
im Zentralbanksystem  zu neutrali-
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sieren. Dieses Problem kann hier 
nicht erörtert werden. Es sei nur 
erwähnt, daß, wenn sich aus wäh
rungspolitischen Gründen die Not
wendigkeit ergeben sollte, das 
Geldvolumen zu verringern, dies 
nicht unbedingt über die öffent
liche Hand zu geschehen braucht. 
Die Steuerzahler, die im gegebenen 
Fall sicherlich die Notwendigkeit 
einer Stillegung einzusehen ver
mögen, werden es zweifellos vor
ziehen, die Eigentumsansprüche 
auf die zu sterilisierenden M ittel 
selbst zu behalten, als sie an den 
Staat abzutreten.

Alle Vorschläge über die Kon
zentration der öffentlichen Gelder 
im Zentralbanksystem  und über 
die teilweise Verlagerung dieser 
Mittel von öffentlichen Instituten 
auf private Banken gehen davon 
aus, daß es sich bei den überhöhten 
Guthaben um eine A rt Normalzu
stand handele. Eine gesetzliche Re
gelung w äre aber nur dann erfor
derlich und sinnvoll, wenn diese 
Vermutung zuträfe. Das ist jedoch 
keineswegs mit Sidierheit anzuneh
men. W er kann heute voraussehen, 
ob den öffentlichen Einlagen audi 
in Zukunft das Gewicht zukommt, 
das sie heute haben! Vieles spricht 
dafür, daß, wenn man von den M it
teln, die für die W iederbewaffnung 
angesammelt werden, absieht, die 
übersdiüsse der öffentlichen Stel
len künftig weniger hoch sein w er
den als bisher. W irtschaftsunter
nehmungen und Private drängen 
immer stärker darauf hin, die 
öffentlichen Einnahmen zu be
schneiden und die öffentlichen Aus
gaben möglichst niedrig zu halten, 
ein Ziel, das früher oder später 
auch sicherlicii erreicht werden 
wird. Daher w äre es unzweck
mäßig, gesetzliche Maßnahmen für 
einen Zustand zu treffen, der nach 
Meinung der M ehrheit geändert 
werden sollte und der sich zweifel
los auch ändern wird.

Soweit es sich um die Forderung 
handelt, die öffentliche Kassenhal
tung zu dezentralisieren, wäre auf 
folgendes hinzuweisen: Man wird 
der öffentlichen Hand, ganz abge
sehen von den Risikofragen, nicht 
zumuten können, bei sämtlichen 
Kreditinstituten Konten zu unter
halten, zumal dies zu einer — all
gemein ohnehin nicht erwünsdi-

ten — Vermehrung der Verwal
tungsarbeit führen würde. W enn 
die öffentlichen Mittel daher nur 
bei den großen und mittleren Ban
ken unterhalten werden könnten, 
wäre wiederum die Vielzahl der 
kleinen privaten Institute benach
teiligt. Ferner dürfte es kaum an- 
gehen, den Ländern, Gemeinden 
und öffentlich-rechtlichen Körper
schaften vorzuschreiben, bei w el
chen Instituten sie ihre Kassenmit
tel zu unterhalten haben.

In Zeiten der Konjunkturüber
hitzung und einer Übersteigerung 
der Nachfrage mag es aus wäh
rungspolitischen Gründen erforder
lich sein, sämtliche nicht sofort be
nötigten Gelder öffentlicher Stellen 
im Zentralbanksystem  zu blockie
ren. Aber es hat sich gezeigt, daß 
eine derartige Maßnahme in den 
anderen Phasen der K onjunktur
entwicklung nicht notwendig ist. 
W enn nun schon eine gesetzliche 
Regelung geschaffen werden soll, 
müßten auch die bisherigen Erfah
rungen beachtet werden. Dies 
könnte zum Beispiel dadurch ge
schehen, daß nicht generell be
stimmt wird, säm tlidie nicht sofort 
benötigten Kassenmittel seien in 
das Zentralbanksystem  einzulegen, 
sondern — analog der Regelung

über die M indestreserven — nur 
bestimmte Teile, soweit es die je 
weilige W ährungslage erfordern 
sollte. Da für die Kassenreserven 
des Bundes bereits die Einlagen
pflicht besteht, käme eine derartige 
Regelung vor allem nur für die 
Bundesländer in Betracht. Ein be
sonderes Gremium aus V ertretern 
des Zentralbankrates, der Bundes
regierung und des Bundesrates 
könnte den jeweiligen Anteil der 
Kassenreserven bestimmen, der 
einlagepflichtig ist. Diese M ethode 
würde gewährleisten, daß berech
tigte Interessen der Länder Berück
sichtigung finden.

Die Einlagenpflicht sollte sich nur 
auf die liquiden M ittel (Kassen
mittel) der öffentlichen Hand, nicht 
aber auf solche Gelder erstrecken, 
die langfristig angelegt werden. 
W eiter sollten die M ittel nicht un
ter die Einlagenpflicht fallen, die 
die öffentliche Hand im Zusammen
hang mit ihrer Betätigung als w irt
schaftlicher Unternehmer verwahrt.

Das „Ärgernis" der hohen öffent
lichen Guthaben w ird nicht dadurch 
beseitigt, daß man die Gelder de
zentralisiert oder gar stillegt, son
dern nur dadurch, daß die Einnah
men der öffentlichen Hand ent
sprechend reduziert werden. (Gl.)

Konsolidierung im Innern, Einheit nach außen

U nsere Politik — Außen- wie Innenpolitik — ist in den vergangenen 
Jahren vielen w eittragenden Entscheidungen ausgesetzt gewesen. 

Als mitteleuropäischer Staat an der Grenze eines anderen W irtschafts
und Sozialsystems haben die Entscheidungen der Bundesrepublik etwas 
mehr im Rampenlicht der W eltpolitik gestanden, als es im Interesse der 
inneren Konsolidierung zweckmäßig gewesen wäre. Die Entscheidungen 
sind von einer starken Regierungsm ehrheit getragen worden und dürfen 
so den vollen Anspruch auf demokratische Legalität erheben. Die Frage 
ist allerdings, ob die demokratische Legalität allein immer ausreidit, um 
der heutigen Auffassung vom Staat als Sozial- und Schicksalsgemein
schaft zu entsprechen.

Gewisse Symptome innerhalb der Koalitionsgemeinschaft wie bei der 
Opposition drängen zu der Erwägung, ob nicht durch übertriebene Gerad
linigkeit der Politik das Gemeinschaftsgefühl, das der moderne Staat 
erfordert, gelitten hat. Dieses Problem ist nicht gefahrlos. Denn es wäre 
einerseits zu bedauern, wenn die breite Regierungsmehrheit, die der poli
tischen Führung eine nach außen und innen w irkende Stabilität verleiht, 
gefährdet würde, und es w äre höchst bedenklich, wenn andererseits die 
Opposition radikalisiert oder aufgespalten würde. W ir sollten bei innen- 
und außenpolitischen Entscheidungen immer auch an die exponierte Lage 
unseres Teilstaates denken und an den bei allen Staatsbürgern dominie
renden Wunsch der W iedervereinigung. Diese beiden Hauptfaktoren, die 
unsere Politik bestimmen müssen, verlangen vorbehaltlos die innere Kon
solidierung. Im echt demokratischen Sinne sollten auch M inoritäten nicht 
m ajorisiert werden.

Selbstbescheidung der M ehrheit und Selbstüberwindung der M inder
heit sollten bei allen w eittragenden Entschlüssen das Prinzip der Ent
scheidung sein. W ir können der Infiltration aus dem Osten keine bessere 
Verteidigung entgegensetzen als die Konsolidierung im Innern und die 
Einheit nach außen. (sk)
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